
Die Fraktionen des Deutschen Bundestages, vertreten durch ihre

berufsbildungspolitischen Sprecher, legen in diesem Heft der BWP

in großer Offenheit, aber auch in unterschiedlicher Zielgenauig-

keit und Präzision sowie mit differenziertem Problembewusstsein

ihre Reformvorstellungen zur beruflichen Aus- und Weiterbildung

für die nächste Legislaturperiode dar. 

DUALES SYSTEM – ERHALTENSWERT,

AUSBAUFÄHIG,  REFORMBEDÜRFTIG

Alle Fraktionen des Deutschen Bundestages beurteilen das deut-

sche Modell der beruflichen Bildung von Lernen und Arbeiten, von

„Lernen in der Arbeit“, das sogenannte Duale System als erhal-

tenswertes, ausbaufähiges und reformbedürftiges Modell. Damit

sind gute Voraussetzungen für lebhafte Reformdiskussionen und

gezielte Reformmaßnahmen gelegt. Alle Fraktionen legen dabei

Wert – das ist auch eine gut begründete, langjährige Forderung

des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) – auf bessere Qua-

litätssicherung und Qualitätssicherungsinstrumente in der deut-

schen beruflichen Aus- und Weiterbildung. Weitere gemeinsame

Forderungen der maßgeblichen politischen Kräfte im Parlament

sind effektivere Lernortkooperationen, auch auf regionaler Ebene,

zwischen den Lernorten Betrieb, Teilzeitberufsschule, Berufsfach-

schule, große Lehrwerkstätten, über- sowie außerbetriebliche Aus-

bildungseinrichtungen. Insbesondere für Problemgruppen des

Ausbildungsstellen- und Arbeitsmarktes werden koordiniertere

Maßnahmenbündel von Berufsvorbereitung, Aus- und Weiterbil-

dung sowie Nachqualifizierung verlangt. Weiter steht auf den Vor-

habenlisten für die nächste Wahlperiode die Modernisierung von

Prüfungen, die weitere Modernisierung von Ausbildungsordnun-

gen und die Schaffung neuer Ausbildungsberufe, Ausbau des

lebensbegleitenden Lernens und bessere Nutzung des informell

erworbenen Wissens.

Erfreulich ist auch, dass alle Fraktionen des Bundestages eindeu-

tig von dem großen Wert und Nutzen des betrieblichen Praxis-

lernens ausgehen und daran als einer spezifischen Stärke des

deutschen Berufsbildungssystems festhalten. 

Kritisch sehen die Bundestagsfraktionen die immer noch beste-

hende Unausgewogenheit des betrieblichen Ausbildungsplatz-

angebots und die noch unzureichende Verzahnung von Grund-

lagenwissen, Kernqualifikationen, Fachwissen und lebensbeglei-

tender Weiterbildung. 

Tatsächlich verfügen wir in unserem Land noch immer nicht über

das längst geforderte und in Einzelheiten beschriebene eigen-

ständige, gleichwertige und integrierte Berufsbildungssystem: Von

der Berufsvorbereitung und Entwicklung der Voraussetzungen für

die Ausbildungsfähigkeit in den allgemeinbildenden Schulen über

die Berufsberatung, die erste Berufsausbildung in einem staatlich

anerkannten Ausbildungsberuf, die Gewinnung praktischer beruf-

licher Erfahrung, die gesetzlich geregelte und staatlich- oder kam-

merzertifizierte Aufstiegsfortbildung bishin zu gleichwertiger Ein-

trittsmöglichkeit mit Unterstützung und Hilfsangeboten in duale

Fachhochschulstudiengänge und in ein fachqualifikationsbezoge-

nes Universitätsstudium. Denn das verstehen wir im Bundesinsti-

tut unter einem umfassenden modernen und flexiblen Bildungs-,

Berufsbildungs- und Hochschulsystem als Gesamtsystem, das wir

schon vor einigen Jahren entwickelt haben. Kern dieser Empfeh-

lungen sind Grundsätze, die vor allem dem lebensbegleitenden

Lernen verpflichtet sind, wie zum Beispiel: 

• Die Verteilung von Lernzeiten über das gesamte aktive Ausbil-

dungs-, Berufs- und Arbeitsleben.

• Die Modularisierung der Bildungsangebote.

• Die Pluralität und Vernetzung aller Lernorte.

• Die Dualität als Prinzip des Lernens und Arbeitens.

• Die Anerkennung von informell erworbenen Kompetenzen.

• Die Verbindung mit dem Fachhochschulbereich und den Uni-

versitäten.

Dabei berücksichtigen wir, dass die Berufsausbildung vor allem

dem Berufskonzept bzw. der Beruflichkeit verpflichtet ist, wäh-

rend sich die Weiterbildung gezielter am Prinzip der Arbeits-

markt- und Beschäftigungsfähigkeit orientiert.

Nicht ohne Berechtigung kritisiert die PDS-Opposition die Abhän-

gigkeit der betrieblichen Ausbildung von konjunkturellen Ent-

wicklungen und betriebswirtschaftlichen Entscheidungen sowie

die mit Mängeln behaftete Beteiligung unterschiedlicher Grup-
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pen an der beruflichen Weiterbildung. Man könnte noch hinzu-

fügen, dass diese Mängel auch mit der unzureichenden bundes-

einheitlichen Regelung von Aufstiegsfortbildungsberufen nach

§ 46, Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes ursächlich zusammen-

hängen, die das BIBB seit vielen Jahren öffentlich thematisiert. 

INTERNATIONALE VERGLEICHE ZUR EFFIZIENZ VON

BERUFSBILDUNGSSYSTEMEN ENTWICKELN

Unsere Frage nach einem „Berufsbildungs-PISA“, das wir bereits

in der letzten BWP gefordert haben, wird von den Bundestags-

fraktionen gegensätzlich beantwortet. Einige Sprecher sehen kei-

nen Nutzen, andere kritisieren zu Recht die fragwürdige Taug-

lichkeit der PISA-Methodik (beispielsweise Nichtberücksichtigung

von Sozialkompetenzen und Schlüsselqualifikationen, fehlende

Längsschnittuntersuchen) für die Bewertung von Berufsbildungs-

systemen unterschiedlicher Länder, befürworten aber internatio-

nale Vergleiche von Berufsbildungssystemen. Das gilt insbeson-

dere für Länder der Europäischen Union. Die Forderung nach brei-

terer Nutzung und Gültigkeit des Europapasses für die  Berufsbildung

erscheint berechtigt. Die schulischen Voraussetzungen vor dem

Beginn der beruflichen Ausbildung müssen erheblich verbessert

werden. Eine gute Berufsausbildung kann eben nur dann erfolg-

reich abgeschlossen werden, wenn vorher solide Grundlagen in

den Kulturtechniken, in Lesen, Schreiben und Rechnen, aber auch

in den Sozialkompetenzen der Schüler gelegt worden sind.

MEHR FLEXIBIL ITÄT UND DIFFERENZIERUNG

GESETZLICH VERANKERN

Von besonderem Interesse sind die Vorstellungen zur Novellie-

rung des Berufsbildungsgesetzes. Offenkundig wollen alle Par-

teien im Parlament, allerdings mit unterschiedlicher Intensität,

eine weitere Verbesserung unseres beruflichen Aus- und Weiter-

bildungssystems über eine grundlegende Novellierung des

Berufsbildungsgesetzes hin zu mehr Flexibilität und Differenzie-

rung. Das erscheint uns im Bundesinstitut gut und richtig. Insbe-

sondere die folgenden Forderungen stehen im Mittelpunkt:

• Berücksichtigung der europäischen und internationalen Impli-

kationen.

• Maßnahmen zur Beseitigung der regionalen Ungleichgewich-

te, um nicht zu sagen der regionalen Chancenungleichheit.

• Stärkere Berücksichtigung der berufsschulischen Leistungen

und klarere Regelungen bei der Anrechnung von Berufsschul-

zeiten auf die Ausbildungszeit.

• Ausweitung der Modularisierung bei der Gestaltung von Aus-

bildungsordnungen, allerdings im Rahmen des Berufskonzepts

nicht aber als Teilqualifizierung.

• Ausweitung des Geltungsbereichs des Berufsbildungsgesetzes

möglichst auf vollzeitschulische Ausbildung unter Einbezie-

hung außerbetrieblicher Ausbildungsmaßnahmen sowie

berufsvorbereitender Instrumente und – ein hochkompliziertes

Problem! – Einbeziehung der Ausbildungsgänge des Gesund-

heitswesens, z. B. der Pflegeberufe, unter die bundeseinheitli-

chen Regelungen des Berufsbildungsgesetzes.

• Reform des Prüfungswesens mit stärker lernprozessbegleiten-

den, „gestreckten“ Prüfungsverfahren, die die Zwischenprü-

fung überflüssig machen und die Abschlussprüfung entzerren.

• Noch bessere Förderung von benachteiligten Jugendlichen.

• Einbeziehung der betrieblichen und berufsschulischen Leis-

tungen in das Abschlusszeugnis (alte Forderung des BIBB!).

• Und von der PDS als einziger Bundestagsfraktion: Umlage-

oder Fondsfinanzierung der beruflichen Bildung.

QUALITÄTSSICHERUNG IN DER BERUFLICHEN

WEITERBILDUNG GEWÄHRLEISTEN

Da sich alle Fraktionen des Deutschen Bundestages für eine bes-

sere Qualitätssicherung und für effizientere Qualitätssicherungs-

instrumente in der beruflichen Weiterbildung aussprechen, stellt

sich die Frage, wie das erreicht werden soll. Die meisten der fünf

Fraktionen sehen eine Stiftung Bildungstest, die ja auch zuerst

vom BIBB vorgeschlagen worden ist, als ausbaufähiges Instru-

ment an, fordern aber ergänzende Maßnahmen zur immer dring-

licher werdenden Qualitätssicherung wie Qualitätssiegel, Syste-

me freiwilliger Zertifizierung, Ausbildungspass und generell mehr

öffentliche, d. h. staatliche Verantwortung für die Weiterbildung.

Auch neue Antworten werden in den nächsten vier Jahren zu

einer besseren Bildungsfinanzierung, z. B. in Form von Bildungs-

gutscheinen, in Betracht gezogen. Bei der Verbesserung der

beruflichen Weiterbildung setzt die SPD-Bundestagsfraktion vor

allem auf Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen, während die

CDU/CSU-Fraktion erneut die Einrichtung einer Kommission zur

Finanzierung des lebensbegleitenden Lernens fordert.

Erstaunlich ist übrigens, dass es kein Problem mehr gibt, wenn

es um die Nutzung von Qualifizierungsbausteinen und eine stär-

kere Modularisierung der Aus- und Weiterbildung geht.

FDP-Fraktion und Bündnis 90/Die Grünen stellen in ihrem Zielka-

talog die bevorstehenden Mangelprobleme im Berufsschul-

lehrerbereich bzw. die Berufsbildungsintegration von Migrantin-

nen und Migranten in den Vordergrund. 

Aus der Sicht des Bundesinstituts sind das insgesamt begrüßens-

werte und erfreuliche Reformvorstellungen für die deutsche

berufliche Aus- und Weiterbildung in der nächsten Legislaturpe-

riode. Wir meinen, dass sich die Umfrage der BWP bei den

Berufsbildungs-Experten des Deutschen Bundestages gelohnt

hat. Aus unserer Sicht sollten möglichst viele dieser Vorstellun-

gen auch tatsächlich in den nächsten vier Jahren, insbesondere

mit Hilfe einer grundlegenden Novellierung des Berufsbildungs-

gesetzes, realisiert werden.
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